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Jnhalt: 


Die neuen Stempelmarken. Ein Beitrag zur öſterreichiſchen S 
12 5 \ : | hiſchen Stempelkunde. 
Von Dr. Stefan Koczynski, k.k. Finanzrath in Trieſt. (Fortſetzung.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Durch die Verfügung des Prager Stadtrathes, daß die in böhmiſcher Sprache 
verlautbarten Namen der Gaſſen, Straßen und Platze als Eigennamen auch 
in anderen Sprachen zu gebrauchen ſind, hat eine Verletzung der ſtaats⸗ 
grundgeſetzlich gewahrleiſteten ſprachlichen Gleichberechtigung ſtattgeſunden. 
Hiegegen kann in dem von der Gemeindebehörde erlaſſenen Verbote der 
Anbringung von eigentlichen Straßentafeln ſeitens Privater eine Verletzung 
der ſprachlichen Gleichberechtigung nicht erkannt werden. — Eine durch 
Gemeindebeſchluß erfloſſene allgemeine Anordnung erſcheint jederzeit anfecht⸗ 
bar dann, wenn infolge der Anordnung auf den Einzelnen ein Zwang 
ausgeübt werden ſoll. — Auch Vereine können Träger von durch die Ver⸗ 
faſſung gewährleiſteten politiſchen Rechten fein. : 


Die Beſtimmung des § 10 des Geſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. 
Nr. 222, findet nur auf jene Staatsdiener Anwendung, welche ihr Amt in 
der betreffenden Gemeinde infolge Ernennung oder Verſetzung während der 
Wirkſamkeit dieſes Geſetzes neu antreten. 

Notiz. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Die neuen Ptempelmarken. 
Ein Beitrag zur öſterreichifchen Stempelkunde. 
Von Dr. Stefan Koczynski, k. k. Finanzrath in Trieſt. 
(Fortſetzung.) 
2. Die Stempel der Emiſſion 1818. 


Die Verhältniſſe des Stempelweſens in Oeſterreich waren zu einer 
außerordentliche Buntheit und Vielfältigkeit gediehen: die Vorraths⸗ 
ſtempelung war theils decentraliſirt, theils concentrirt, in den Provinzen 
mit Hartgeldumlauf gab es nur Erfüllungsſtempel und hatten die Stempel 
hier einen anderen Werth als in den altöſterreichiſchen Ländern, in 
anderen Provinzen gab es ſogar andere Stempelvorſchriften, es beſtand 
das Stempelgefäll gar nicht — alles dies drängte förmlich zu einer 
Reform. Dieſe war von zwei Maximen geleitet: gleiches Recht und gleiche 
Währung ſollten in allen Beſtandtheilen des Reiches herrſchen. Ausge— 
nommen blieben nach wie vor die Länder der ungariſchen Krone und 
ebenſo das lombardiſch⸗venetianiſche Königreich. Die Ausdehnung des 
Patentes vom 5. October 1802 auf Tirol und Dalmatien hatte die Er— 
richtung der Stempelämter in Innsbruck (J) und Zara (2) zur Folge. 
In der Folge trat dann im Beſtand der Stempelämter nur noch die 
Veränderung ein, daß 1852 —1854 ein Stempelamt in Trieſt (T) 
fungirte. Hand in Hand mit der Herſtellung der Nechtegleichheit ging 
die Beſtimmung, daß die Stempel überall in klingender Münze oder in 
Banknoten der neugeſchaffenen privilegirten öſterreichiſchen Nationalbank 
zu entrichten ſeien. Dies bedingte dann weiter die Aenderung der bis— 
herigen an die Parteien für Papiergeld abgeſetzten Stempelwerthzeichen. 


Dieſe Gelegenheit wurde wahrgenommen, um die ſchon ſeit 1811 profec- 
tirte gänzliche Decentraliſirung der Stempelerzeugung ins Werk zu ſetzen. 

Nachdem jetzt jedes Stempelamt ſein Vorrathsſtempelpapier ſelbſt 
erzeugte, verlor die Einrichtung, für den Vorraths- und dem Erfüllungsſtempel 
verſchiedene Zeichen zu gebrauchen, ihren Sinn Es wurde unnmehr auch 
die Anwendung des Controlſtempels eingeſchränkt und iſt jetzt die Er— 
füllun sſtempelung nur dadurch erkennbar, daß bei ihr auf demſelben 
Bogen neben dem Stempelzeichen (Werthſtempel) auch der Controlſtempel 
abgedruckt erſcheint, während der letztere auf Vorrathsſtempelbogen nicht 
mehr vorkommt. Die Werthſtempel der 14 Clafſen haben im allgemeinen 
den Typus der früheren Vorrathsſtempel beibehalten. Sie ſind etwas 
kleiner als dieſe. Der Doppeladler in farbloſer Reliefpreſſung muß ſowohl 
ſeiner rohen Ausführung wegen, als auch in heraldiſcher Hinſicht als ein 
Rückſchritt bezeichnet werden. Er iſt ohne alle Rückſicht auf die Wappen⸗ 
regelungen der Jahre 1804 und 1806 ſtiliſirt, da er mit zwei geringen 
Abweichungen dem Adler der Stempelemiſſion 1803 gleicht. Dieſe Ab- 
weichungen beſtezen darin, daß die Krone, welche den Schild bedeckt, fo 
weit es ihre undeutliche Zeichnung erkennen läßt, die öſterreichiſche Kaiſer⸗ 
lrone iſt und ferner darin, daß der Schild jetzt drei Zeilen hat: die 
oberſte enthält die Ziffer des Stempelwerthes, die unterſte die Buchſtaben 
K. oder G.; dazwiſchen ſtehen die Initialen des Stempelamtes. 

Der Kreisring in Schwarzdruck enthält die Augabe des Stempel⸗ 
amtes (bald per extensum, bald durch bloße Anführung der Anfangs- 
buchſtaben) und den Werthbetrag. Bemerkenswerth ift, daß mit Aus- 
nahme des 3 kr. Stempels bei allen Zeichen die Worte Kreutzer, be⸗ 
ziehungsweiſe Gulden ganz ausgeſchrieben ſind, und daß nur bei den 
Stempeln zu 6 kr. und 7 fl. die Ziffernangabe in Worten erfolgt. Die 
Zeichnung der Stempel iſt entſchieden feiner als bei der vorangegangenen 
Emiſſion, was wohl auch dem nunmehr verwendeten Signettenmaterial 
Stahl) zuzuſchreiben iſt. Die Buchſtaben und Ziffern erſcheinen theils 
ſchwarz auf weißem Grunde, wie bei den älteren Emiſſionen, theils aber, 
nach dem Vorgange des Controlſtempels vom Jahre 1810, weiß auf 
ſchwarzem Grunde. 

Der neue Controlſtempel iſt von gleicher Geſtalt wie die Werth- 
ſtempel. Nur enthält der Schild des Doppeladlers ausſchließlich den, be— 
ziehungsweiſe die Anfangsbuchſtaben des Stempelamtes. Der Schwarz— 
druck beſteht aus dem Worte „Control“ und die zwei erſten Buchſtaben 
des Standortes des Stempelamtes. 


3. Die Stempel der Emiſſion 1836. 


Die totale Deceutraliſirung des Stempelweſens, welche mit der 
Ausgabe 1818 eintrat, war nicht von Dauer. Schon im Jahre 1819 
wurde für die „höheren“ Stempelclaffen von 7 fl. aufwärts ein eigenes, 
in der Aerarial-Papierfabrik hergeſtelltes Papier mit dem Waſſerzeichen 
„Kais. königl. Stämpelpapier“ eingeführt, die Erzeugung von Vor 
rathsſtempelpapier für dieſe Claſſen in Wien concentrirt und die Er 
füllungsſtempelung für die gleichen Claſſen vollſtändig eingeſtellt. 

Nach geraumer Friſt kehrte man dann wieder zur vollſtändigen 
Concentrirung der Vorrathsſtempelerzeugung zurück. Zur Vornahme der 
letzteren wurde das Centralſtempelamt in Wien errichtet, das mit An 
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fang 1836 ins Leben trat. Gleichzeitig wurde eine Neuemiſſton der 
Stempelzeichen veranlaßt. 

Dieſe Stempelzeichen waren in techniſcher Beziehung ſo vollkommen, 
als es ihr Zweck nur immer zuließ. 

Ihre Aufdrückung erfolgte nicht nur in Wien, fondern auch bei 
den einzelnen Provinzſtempelämtern, wo die Handhabung der Mafchinen 
nicht einem geſchulten Druckerei-Perſonale, ſondern Signatoren (Auge— 
ſtellten niederer Kategorie zuſtand, an die keine hohen Anforderungen 
geſtellt werden konnten. Hiedurch waren der Feinheit in der Ausführung 
der Stempel ziemlich enge Grenzen gezogen. Dennoch entſprachen dieſe 
ſo ſehr nach allen Richtungen hin, daß ſie bis zur völligen Aufhebung 
des Stempelpapieres in Geltung blieben und eine zweimalige, radicale 
meritoriſche Reform des Stempelweſeus unverändert überdauerten. 

Von den früheren Emiſſionen wurde nicht viel mehr beibehalten 
als das allgemeine Princip: die Stempel beſtehen aus einer Schwarz— 
druckzeichnung ornamentaler Art, innerhalb welcher in einem kreisrunden 
weißen Raum die Reliefpreſſung des Adlers ſich befindet. Der Schwarz— 
druck hat aber jetzt nicht immer die Gejtalt eines Kreisringes, da die 
weiße Reliefpreſſung nur bei ſechs der beſtehen gebliebenen 14 Claſſen 
die concentriſche Stellung beibehalten hat. Auf eine Beſchreibung der 
Zeichnungen im Einzelnen kann nicht eingegangen werden. Nur ſo 
viel ſei geſagt, daß bei den meiſten Zeichen das Beſtreben wahrnehmbar 
it, die Anzahl der Ecken, Spitzen u. ſ. w. zum Werthbetrage des Zeichens 
in Beziehung zu bringen. Mitunter findet man aber auch individuelle 
Abweichungen hievon, z. B. Stempel zu 20 fl., die ausnahmsweiſe nicht 
20, ſondern 21 Ecken haben. Offenbar gehört dies zu den geheimen 
Zeichen, welche au neugeſchnittenen Signetten anzubringen waren, um 
Ort und Zeit der Stempelerzeugung kenntlich zu machen und um 


des Werthes in Ziffern mit dem Beiſatz Kreuzer, beziehungsweiſe Gulden. 
Nur der Stempel von 2 fl. wiederholt überdies noch dieſe Angabe durch 
die Lettern 2. G. 

Der Doppeladler in farbloſem Reliefdruck iſt von großer Voll— 
kommenheit der Ausführung. Er entſpricht der Wappenordnung vom 
Jahre 1806 inſoferne, als beide Köpfe gekrönt ſind und darüber die 
öſterreichiſche Kaiſerkrone ſchwebt. Auch iſt zum erſteumale in den Stempel— 
zeichen ein Element des öſterreichiſchen Wappens wahrzunehmen, das in 
den Wappenvorſchriften vom Jahre 1804 und 1806 vorkommt: nämlich 
die das Schild umgebende Ordenskette vom goldenen Vlies, an welcher 
unten dieſes Vlies in Geſtalt einer Widderfelles hängt. Die im Wappen 
in gleicher Art noch vorkommenden Hausordenszeichen des militäriſchen 
Maria Thereſia-Ordens und des Stefans-Ordens mangeln hier dagegen, 
Abweichend von der damals geltenden Vorſchrift iſt nur, daß der Schild 
ſtalt der drei Theile, welche die Wappen von Habsburg, Oeſterreich und 
Lothringen darſtellen, blos deren mittleren Theil, die öſterreichiſche Binde, 
enthält, allerdings in heraldiſch richtiger und ſcharfer Ausführung. Dieſe 
abgeſonderte Verwendung der öſterreichiſchen Binde, die in den älteren 
Siegelzeichen fo häufig war, ſeit 1806 aber nicht mehr zuläſſig erſcheint, 
hat gleichwohl in den Doppeladlern auf Amtsdruckſorten, Boletten u dergl. 
ſich noch jahrzehntelang erhalten und komut überdies in heraldiſch un 
richtiger Ausführung) auf den in den meiſten Kronländern in Gebrauch 
ſtehenden älteren Kalenderſtempeln bis zur Gegenwart vor. Die Be 
ſchränkung der Wappendarſtellung auf die öſterreichiſche Binde geſchah 
vermuthlich aus techniſchen Gründen, da bei der Klein eit des ganzen 
Adlers eine deutliche Darſtellung des geſammiten dreitheiligen Wappens 
kaum möglich geweſen wäre. 

Der gleichzeitig geſchaffene Controlſtempel iſt ein liegendes Rechteck 
in Schwarzdruck, das drei Zeilen enthält. In der oberſten ſtehen die 
Worte „K. K. Cont. Stämpel“, in der mittleren iſt das bewegliche 
Datum enthalten und in der unterſten die volle Angabe des Stempel— 
ortes. Das Viereck iſt von Verzierungen umgeben. In dieſelben iſt ober— 
halb die öſterreichiſche Krone, unterhalb aber die Reliefpreſſung des 
Doppeladlers eingeſchaltet. 

Dieſer Doppeladler gleicht dem der Werthſtempel völlig, nur er— 
ſcheint er etwas in die Breite gezogen, was dadurch veranlaßt wurde, 
daß der für ihn vorgerichtete Raum nicht kreisrund, ſondern quer— 
elliptiſch war. 

Der Controlſtempel war nur dem Erfüllungsſtempel beizudrucken. 
Der letztere iſt aber nicht nur an dem Umſtande zu erkennen, daß er 
mit dem Controlſtempel zuſammen vorkommt, ſonudern er weist auch die 
Initialen des Stempelortes auf. Dieſelben werden in minimaler Schrift 


hergerichteten Stellen im Schwarzdrucke angebracht und macht es mit⸗ 
unter Mühe, ſie zu entdecken. 

Der Beſtand dieſer Stempelzeichen erfuhr eine Modification, als 
das Stempel- und Targeſetz vom 27. Jänner 1840 das Stempelweſen 
reformirte. Die den abgeſchafften Stempelclaſſen eutſprechenden Zeichen 
zu 7 fl., 10 fl., 40 fl., 80 fl. und 100 fl. werden außer Gebrauch geſetzt 
und ſechs neue Stempelzeichen geſchaffen: zu 10 kr., 3 fl., 6 fl., 8 fl., 
12 fl. und 16 fl. Die drei erſtgenannten Zeichen reihen ſich der 1836er 
Emiſſion einfach au, da ſie im gleichen Stile gehalten ſind. Die übrigen 
drei Zeichen dagegen repräſentiren einen neuen Typus. Der Schwarz- 
druck bildet nicht mehr eine geſchloſſene runde kreisförmige oder ellip— 
tiſche Geſtalt, ſondern erſcheint als eine (nur nach rechts und links ſym⸗ 
metriſche) ornamentale Laubzeichnug, welche den bedeutend kleiner gehaltenen 
Reliefadler umgibt. In der Zeichnung erſcheinen eigene Stellen für die 
Angabe des Stempelortes vorgerichtet. Die Werthangabe in Worten iſt 
bogenförmig oberhalb des Zeichens angebracht. Der Geſchmack der damaligen 
Zeit gefiel ſich in den bunteſten und abenteuerlichſten Verſchlingungen 
und Verzerrungen des Blattwerkes, und iſt es aus dieſer Zeitrichtung auch 
zu erklären, wenn die Blattzeichnungen allerorts die Geſtalt menſchlicher 
Geſichtsprofile annehmen, jo daß es in dieſen Stempeln vou fratzenhaften 
Geſichtern förmlich wimmelt. 

Die Zeichnung des farblos ausgepreßten Adlers bei dieſen Stempel— 
zeichen iſt genau dieſelbe, wie die bei der Emiſſion 1836. Dies könnte 
angeſichts des Umſtandes befremden, daß laut des Hofkanzleidecretes vom 
22. Auguſt 1836, Z. 21.911, eine weitere, bis zur Gegenwart giltige 
Neuordnung des öſterreichiſchen Wappens ſtattgefunden, welche in dieſen 
Adlern nicht berückſichtigt erſcheint. Das deutſche Ordenskreuz verſchwindet 


jetzt hinter dem die ältere Dreitheilung bewahrenden Wappenſchild (dem 
Fälſchungen unterſcheiden zu können. Jedes Zeichen enthält die Angabe 


„genealogiſchen Wappen des Kaiſerhauſes“ . Um das Schild ſollen nicht 
nur das goldene Vlies, der Maria Thereſia-Orden und der Stefans⸗Orden, 
ſondern auch der Leopolds-Orden und der Orden der eiſernen Krone 
augebracht ſein. Hievon iſt, wie erwähnt, auf den Reliefadlern nur das 
goldene Vlies angebracht. Dies Feſthalten der älteren Geſtaltung erklärt 
ſich jedoch aus der Anſchauung, daß es ſich nur um eine Ergänzung der 
Emiſſion 1836 handle, weshalb ein wefentliches Abweichen von den 
Elementen der älteren Stempelzeichen nicht gerathen erſchien. 

Eine weſentliche Erweiterung ihres Beſtandes erfuhr die Emiſſion 


1836 durch die neuen Stempelzeichen, welche infolge der Reform des 


Stempelweſens durch das Gebührengeſetz vom 9. Februar 1850 hin⸗ 
zukamen. 

Während 1840 fünf Stempelclaſſen wegfielen und ſechs neue ge— 
ſchaffen wurden, fo daß ihre Geſammtzahl von 14 auf 15 ſtieg, ver- 
mehrte ſich die letztere Zahl jetzt um fünf neue Claſſen (u 1 kr., 5 fl., 
10 fl., 14 fl. und 18 fl.) und betrug daher zwanzig. 

Von den neueren Stempeln gleicht der zu 10 fl. — der 10 fl. 
Stempel der Emiſſion 1836 wurde nicht reactivirt — dem Laubwerk— 
Typus der Ergänzungsausgabe 1840: es iſt derſelbe kleine Adler, um 
geben von Blattwerk mit darüberſtehender Werthangabe in Worten. Doch 
iſt das Laub jetzt nicht naturaliſtiſch gezeichnet, ſondern arabeskeuartig 
ſtiliſirt. Dadurch bildet dieſes 10 fl. Stempelzeichen den Uebergang zu 
den übrigen vier neuen Stempeln, welche ebenfalls eine derartig ſtiliſirte 
Zeichnung beſitzen Bei dieſen erſcheint im oberen Theil des Ornamentes 
die Ziffer des Werthbetrages, im unteren die Angabe Kreuzer, beziehungs— 
weiſe Gulden enthalten. Der Stempel zu 1 kr. gleicht den Blattwerk— 
ſtempeln durch die Größe des Reliefadlers. Die übrigen drei Zeichen 
beſitzen einen etwas größeren Adler: derſelbe erreicht jedoch die Größe 
des Adlers in der Ausgabe 1836 nicht. Bemerkenswerth iſt, daß das 
Stempelpapier zu 1 kr. ſchon bald nach ſeiner Ausgabe wieder aus dem 
Verſchleiß gezogen wurde und nur die Erfüllungsſtempelung mit dieſem 
Zeichen beſtehen blieb. Man dürfte ihn daher ohne die Initialen eines 
Stempelamtes kaum finden können. 

Die letzte Veränderung der Emiſſion 1836 beſtand in der 1852 
erfolgten Einführung eines 2 kr.-Signettes zur Abſtempelung für Handels- 
bücher. Es iſt dies das erſte Beiſpiel eines Stempelzeichens, welches 
nicht einer der beſtehenden Stempelclaſſen entſpricht. Dies Zeichen findet 
ſich ausſchließlich als Erfüllungsſtempel. Seine Zeichnung beſteht aus 
ſtiliſirten Blattornamenten gleich den letzterwähnten Stempeln der Gr: 
gänzungsausgabe 1850. 

Von den Stempelzeichen der Emiſſion 1836 ſaumt ihren Nach- 
trägen findet der Sammler mehrere Variauten. Es laſſen ſich hiebei 
zwei Hauptvarianten unterſcheiden. Beide ſind inſoferne zeitlich ver- 


an hiezu geeigneten oder durch eine kleine Veränderung der Zeichnung ſchieden, als die Variante II vor dem Jahre 1840 nicht vorkommt; 


die Variante ! hört dagegen mit dieſem Jahre keineswegs auf. Die 
Stempel der Ergänzungsemiſſion 1840 kommen vielmehr oft in der 
Variante I vor, während die 1840 aufgehobenen Stempel derſelben aus 
ſchließlich angehören. 

f Als allgemeines Kennzeichen kann angegeben werden, daß die 

Variante II als Vorrathsſtempel immer nur auf Maſchinenpapier und 
nie auf geſchöpftem Haudbuttenpapier vorkonnnt, während Vorrathsſtempel— 
papier des Typus J, insbeſondere vor 1840 aus geſchöpftem Papier er— 
zeugt wurde. 
5 Ferner kann als allgemeines Kennzeichen angegeben werden, daß 
im Typus II nebſt mannigfachen einzelnen Veränderungen des Schwarz— 
druckes die Buchſtaben und Ziffern bedeutend größer gehalten ſind als 
beim erſten Typus, ohne daß die Größe des geſaunmten Stempelzeichens 
eine Veränderung erſahren hätte. 

Dieſe Verſchiedenheit iſt jedoch eben nur bei einer Vergleichung 
von Stempeln der beiden Varianten zu erkennen. 

Ein zuverläſſiges Kennzeichen, welchem Typus ein Stempelzeichen 
angehört, iſt im Reliefadler zu finden. 

In der Variante I iſt die Kaiſerkrone ebenſo hoch als breit und 
ſieht daher ſehr hoch aus, während fie bei der Variante IT weſentlich 
breiter iſt. Die Variante I hat im Schilde eine grobe, die zweite Variante 
eine feine Schraffirung. Im Typus I befinden ſich außerhalb des Vlieſes 
noch drei ſtarke Federn, während im Typus II dort nur ſchwache Spitzen 
zu ſehen ſind. Am allerbeſten unterſcheiden ſich beide Varianten aber da— 
durch, daß die fliegenden Bänder der Krone beim Typus J hinter den 
lleinen Kronen der beiden Adlerköpfe hervorzukommen ſcheinen, während 
ſie beim Typus II weiter gerückt ſind und oberhalb der Schnäbel ent— 
ſpringen. 

Der Typus II zerfällt ſeinerſeits wieder in Untervariauten. Eine 
derſelben theilt mit dem Typus I die Eigenſchaft, daß die Kette des 
goldenen Vlieſes das Schild knapp umſchließt (doch iſt das Schild jetzt 
viel breiter als beim Typus I), während bei einer anderen das Schild 
unten verkürzt erſcheint, jo daß zwiſchen ihm und der Kette des Vlieſes 
ein Raum entſteht, der kreuz und quer ſchraffirt (heraldiſch⸗ſchwarz tingirt) 
erſcheint. Dieſer Raum ſoll thatſächlich richtiger Weiſe im Wappen vor- 
kolumen: nur ſollte er die oben erwähnten Hausordenszeichen enthalten, 
was jedoch nicht der Fall iſt. 

Dieſe Variationen des Adlers find auch bei den 1840 geichaffenen 
Zeichen mit größeren und kleineren Adlern wahrzunehmen. Ob bei den 
Zeichen der Ergänzuugsemiſſion 1850 neben dem Typus II auch der 
Typus I vorkam, kann wegen der Beſchränktheit des vorliegenden Materiales 
nicht beurtheilt werden. Der Adler im Controlſtempel ſcheint die ganze 
Zeit hindurch ſeine urſprüngliche Geſtalt unverändert bewahrt zu haben, 
und iſt er inſoferne ein Mittelding zwiſchen beiden Typen, als das linke 
Band hinter der kleinen Krone, das rechte Band aber im Winkel zwiſchen 
Krone und Schnabel hervortritt. 

n Damit ſchließt die Geſchichte des Stempelpapieres in Oeſterreich. 
Wenn die Geſtaltungen desſelben im Vorſtehenden eingehender beſchrieben 
wurden, als dies im Weiteren in Bezug auf die neueren Stempelwerth⸗ 
zeichen der Fall fein wird, fo iſt dieſe verſchiedenartige Behandlung nicht 
nur darauf zurückzuführen, daß eine ähnliche Genauigkeit bei den neueren 
Werthzeichen den Umfang dieſer Arbeit ungebürlich erweitern würde, 
ſondern es geſchieht dies auch darum, weil die Ausführlichkeit in dieſer 
Richtung bei den älteren Stempelzeichen gerathen, bei den neueren aber 
überflüfſig ift. Letzteres darum, weil unſere neueren Werthzeichen, insbe— 
ſondere die Stempelmarken, leicht jedermann zu Geſicht kommen, und daher 
nur nöthig iſt, ſolche Merkmale derſelben anzugeben, woran fie ohne 
Schwierigkeit erkannt und unterſchieden werden können. Die älteren 
Zeichen ſind aber viel ſeltener und eben wegen des Mangels an Samm— 
lungen nicht jedermann zugänglich. Hier mußte alſo eine gründlichere Be- 
ſchreibung erfolgen, um beim eventuellen Vorkommen als ficherer Führer 
dienen zu können. Die gleiche Erwägung hat es veranlaßt, daß dem im 
Jahre 1897 im Verlage der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erſchienenen 
Werke des Verfaſſers: „Die Rechtsmittel des öſterreichiſchen Gebühren— 
rechtes“ eine Tafel beigegeben wurde, worauf die Mehrzahl der bisher 
beſchriebenen Stempelpapierzeichen in verkleinertem Maßſtabe abgebildet 
erſcheint. 

(Schluß der I. Abtheilung.) 
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Alittheilungen aus der Praxis. 


Durch die Verfügung des Prager Stadtrathes, daß die in böhmiſcher 
Sprache verlautbarten Namen der Gaſſen, Straßen und Plätze als 
Eigennamen auch in anderen Sprachen zu gebrauchen ſind, hat 
eine Verletzung der ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſteten ſprachlichen 
Gleichberechtigung ſtattgefunden. Hiegegen kaun in dem von ber 
Gemeindebehörde erlaſſenen Verbote der Anbringung von eigent⸗ 
lichen Straßentafeln feitens Privater eine Verletzung der ſprach⸗ 
lichen Gleichberechtigung nicht erkannt werden. 


Eine durch Gemeindebeſchluß erfloſſene allgemeine Anordnung er⸗ 
ſcheint jederzeit anfechtbar dann, weun infolge der Auordnung auf 
den Einzelnen ein Zwang ausgeübt werden ſoll. 


Auch Vereine können Träger von durch die Verfaſſung gewähr⸗ 
leiſteten politiſchen Rechten ſein. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der au 10. Jänner 1898 ge 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des deutſchen 
Vereines für ſtädtiſche Angelegenheiten in Prag, dann des Dr. Auguſt 
Riehl, des Dr. Joſef Spindler, des Dr. K. M. Herrmann, des Dr. Franz 
Waldert, des Joſef Sobotka, des J. Veider und des Peter Riedl, durch 
Dr. Julius Jentſch de praes. 29. Juli 1897, Z. 275 R. G. wegen 
Verletzung des durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes 
des Gebrauches der nationalen Sprache, beziehungsweiſe der ſprachlichen 
Gleichberechtigung zu Recht erkannt: Durch die Verfügung des Stadt 
rathes der königl. Hauptſtadt Prag vom 20. April 1894: „Jede Gaſſe 
oder Straße, ſowie jeder Platz in Prag hat feinen eigenen Namen, 
welcher als ein Eigenname auch in andern Sprachen zu gebra chen iſt“, 
hat eine Verletzung des den Beſchwerdeführern im Art. 19 des Staats- 
grundgeſetzes vom 21. December 1867. R. G. Bl. Nr. 142, gewähr⸗ 
leiſteten politiſchen Rechtes der ſprachlichen Gleichberechtigung inſoferne 
ſtaltgefunden, als in der vorcitirten Verfügung ausgeſprochen wurde, daß 
die in böhmiſcher Sprache verlautbarten Namen der Gaſſen, Straßen und 
Plätze als Eigennamen auch in andern Sprachen zu gebrauchen ſind. 

Gründe: Die Beſchwerdeführer wurden mit dem Erlaſſe des 
Landesausſchuſſes des Königreiches Böhmen vom 29 Mai 1897, 3 34.230, 
mit der wider das von der Prager Stadtvertretung erlaſſene Verbot 
deutſcher Straßenbenennungen in Prag ergriffenen Beſchwerde abgewieſen. 

Die vorliegende Beſchwerde an das k. k. Reichsgericht erblickt in 
dem eben erwähnten Verbote und in der dasſelbe beſtätigenden Ent- 


ſcheidung des Landesausſchuſſes eine Verletzung der im Art. 19 des Staats⸗ 


grundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten 


ſprachlichen Gleichberechtigung und macht diesfalls Folgendes geltend: 


Die angefochtene Verfügung iſt die Kundmachung des Prager 
Stadtrathes vom 20. April 1894, beziehungsweiſe deren Republicirung 
vom 12. Mat 1896, welche lautet: „Jede Gaſſe oder Straße, ſowie 
jeder Platz hat ſeinen eigenen Namen, welcher als Eigenname auch in 
andern Sprachen zu gebrauchen iſt,“ worauf alle Straßennamen in 
böhmiſcher Sprache angeführt werden. Dieſe Verfügung hat nicht etwa 
blos die Bedeutung, daß die Prager Stadtgemeinde nur die böhmiſche 
Benennung als Originaltext anſieht und auf ihren Straßentafeln an 
bringt, ſondern auf Grund derſelben ſoll im ganzen öffentlichen Leben 
die deutſche Ueberſetzung der böhmiſchen Straßennamen beſeitigt werden. 
Dies ergibt ſich daraus, daß der Prager Stadtrath jede an den Häuſern 
angebrachte deutſche Straßenbezeichnung verbietet und daß er nach Zeitungs— 
nachrichten an Verkehrsinſtitute und ſtaatliche Behörden die Aufforderung 
gerichtet hat, die Anwendung der deutſchen Straßenbezeichnung zu unter: 
laſſen. Die Bedeutung der angefochtenen Verfügung zeigt z. B. die 
Zeitung „Politik“, welche auf Grund dieſer Verfügung in den deutſchen 
Text böhmiſche Brocken miſcht, welche die Straßennamen vorſtellen ſollen. 
Die angefochtene Verfügung legt der Bevölkerung den Zwang auf, in 
Bezug auf die Straßenbezeichnung ſich der böhmiſchen Sprache zu be— 
dienen, ſie verbietet die gleichberechtigte Anwendung der deutſchen Sprache 
in der Straßenbezeichnung in Prag. Da nun die deutſche Sprache in 
Prag zweifellos landesüblich und die Straßenbezeichnung eine Bethätigung 
des öffentlichen Lebeus iſt, ſo liegt eine Verletzung des Art. 19 des 
citirten Staatsgrundgeſetzes vor. Wenn der Landesausſchuß darauf hin 
weist, daß die Straßennamen in Wien nur deutſch ſind und als deutſche 
Eigennamen dem Volksmunde geläufig werden, ſo iſt dieſe Erwägung 
abwegig. Abgeſehen davon, daß die deutſchen Straßennamen in Prag 
uralt und dem Volksmunde als deutſche geläufig ſind, ſo iſt zu beachten, 
daß es zwar dem Volksmunde nicht verwehrt iſt, ſich fremdſprachige 
Brocken geläufig zu machen, daß es aber den ſtaatlichen, ſowie den 
autonomen Behörden durch den citirten § 19 verboten iſt, die Bevölkerung 
in ſprachlicher Richtung zu bevormunden und zur Anwendung einer 


he 


freunden Sprache in irgend einer Weiſe zu zwingen. Durch das vorjtehend | 


Angebrachte erſcheint die ergriffeue Beſchwerde genügend gerechtfertigt. 

Was den vom Landesausſchuſſe erhobenen Einwand betrifft, daß 
die rechtliche Seite der Beſchwerde bereits durch eine Entſcheidung des 
k. k. Verwaltungsgerichtshofes (vom 18. März 1896, Z. 1212) rechts⸗ 
kräftig erledigt ſei, ſo machen die Beſchwerdeführer zur Widerlegung 
dieſer Auffaſſung Folgendes geltend: Erſtens citirt der Landesausſchuß 
dieſe Eutſcheidung unrichtig; es ſteht in derſelben nicht, daß durch die 
von uns angeſochtene Verfügung der Prager Stadtrath „weder die Grenzen 
ſeines Wirkungskreiſes überſchritten, noch irgend eine Geſetzesverletzung 
begangen hat“. Ein fo allgemeiner Ausſpruch des Verwaltungsgerichts— 
hofes wäre geradezu unmöglich. Zweitens aber kann der Ausſpruch des 
k. k. Verwaltungsgerichts hofes über die ſeinerzeit verhandelte Angelegenheit 
der vorliegenden Beſchwerde, wenn dieſe überhaupt zuläſſig iſt, nicht 
präjudiciren. Wenn der Landesausſchuß ſich auf § 7 des Geſetzes vom 
22. October 1875, N. G. Bl. Nr. 36 ai 1876, beruft, ſo muß dies 
auf einem Mißverſtändniſſe beruhen und bedarf es keiner Widerlegung. 
Es iſt auch unrichtig, wenn der Landesausſchuß behauptet, die allgemeine 
Verfügung des Prager Stadtrathes, betreffend das Verbot der deutſchen 
Straßennamen, ſei rechtskräftig geworden für jeden, der dagegen nicht 
rechtzeitig recurrirt hat, denn es iſt ein feſtſtehender Grundſatz, daß all— 
gemeine Verordnungen der Behörden jederzeit als ungiltig angefochten 
werden können. Für die Prager Hausbeſitzer war der Anlaß zur An— 
fechtung der in Rede ſtehenden Verfügung erſt dann gegeben, als auf 
Grund des ungiltigen Verbotes gegen dieſelben perſönlich eingeſchritten wurde. 

Was ſpeciell den deutſchen Verein für ſtädtiſche Angelegenheiten 
in Prag betrifft, deſſen Legitimation zur Beſchwerde vom Landesausſchuſſe 
beſtritten wird, ſo iſt zu beachten, daß Vereine wie alle juridiſchen 
Perſonen deu phyſiſchen Perſonen nach öſterreichiſchem Rechte allgemein 
ſoweit gleichgeſtellt find, als dies ihrer Natur nach möglich it. Auch 
Vereine haben das Recht der freien Meinungsäußerung, das Petitions— 
und Beſchwerderecht, und es iſt nicht einzuſehen, warum ſie nicht das 
Recht der ſprachlichen Gleichberechtigung haben ſollten, namentlich wenn 
ihre Geſchäftsſprache ſatzungsgemäß ſeſtgeſtellt iſt, wie dies im § 37 der 
Satzungen des deutſchen Vereines für ſtädtiſche Angelegenheiten in Prag 
der Fall iſt. 

Die Beſchwerdeführer bitten hienach zu erkennen, es ſei durch die 
citirte Verfügung des Prager Stadtrathes vom 20. April 1894 ihr im 
Art. 19 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, gewährleiſtetes politiſches Recht der ſprachlichen Gleichberechtigung 
verletzt worden. 

Ju der Gegenſchrift des Laudesausſchuſſes des Königreiches 
Böhmen wird geltend gemacht: 

Die Frage betreffs der böhmiſchen Straßentafeln wurde bereits vor 
nahezu allen Behörden verhandelt, vor den Gerichten, den landesfürſt— 
lichen politiſchen Behörden, deu Verwaltungsgerichtshofe und den auto- 
nomen Behörden, und nun wurde ſie auch vor das k. k. Reichsgericht 
gebracht. Der Landesausſchuß erachtet die vorliegende Beſchwerde als un— 
gegründet, und zwar aus nachſtehenden Erwägungen: 1. Zunächſt mangelt 
dem deutſchen Vereine für ſtädtiſche Angelegenheiten in Prag die Legiti— 
mation zur Ergreifung von Rechtsmitteln wider Verfügungen der Ge— 
meindeverwaltung, weil dieſer Verein nicht Prager Steuerzah'er iſt und 
ihm daher die Gemeindegenoſſenſchaft nicht zuſteht. Diesfalls wird ſich 
auf die Entſcheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 26. April 
1894, Z. 1649, berufen. 

Die vorliegende Beſchwerde iſt daher nur in Betreff der mitge— 
fertigten Prager Hausbeſitzer, welche Steuerträger ſind, in Betracht zu 
ziehen. 2. Die Beſchwerde diefer Steuerzahler aber iſt ſchon aus for— 
malen Gründen nicht zu berückſichtigen. Denn nach § 17 des Geſetzes 
vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, kann die Beſchwerde wider 
Verfügungen der dort angeführten Behörden dann ergriffen werden, wenn 
in der betreffenden Angelegenheit das adminiſtrative Verfahren erſchöpft 
wurde, d. i. wenn alle zuſtändigen adminiſtrativen Inſtanzen auf geſetz— 
liche Art um Abhilfe angegangen worden ſind. Dies iſt aber im vor— 
liegenden Falle nicht geſchehen. Die Beſchwerde iſt gegen den Beſchluß 
des Prager Stadtverordneten-Collegiums vom 18. April 1894 betreffend 
die Benennung der Prager Straßen gerichtet. Wider dieſen Beſchluß 
wurde von den nunmehrigen Beſchwerdeführern ſeinerzeit eine Beſchwerde 
au die zuſtändige Behörde, d. i. laut der Art. XXIII und XXIV des 
Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, an den Landesausſchuß 
nicht ergriffen, jener Beſchluß erwuchs daher wider die Beſchwerdeführer 
in Rechtskraft. Da ſie alſo wider jenen Beſchluß überhaupt den inſtanzen⸗ 


mäßigen Beſchwerdeweg nicht angetreten haben, fo liegt eine im adımini- 
ſtrativen Inſtanzenzuge erſchöpfte Angelegenheit nicht vor, was übrigens 
in der vorliegend angefochtenen Landesausſchuß-Entſcheidung vom 29. Mai 
1897, 3. 34.230, conſtatirt erſcheint. 3. Aber auch in meritoriſcher 
Richtung it die Beſchwerde unbegründet. Die Beſchwerdeführer über— 
wälzen die in Rede ſtehende Frage auf ein ganz anderes Feld, als jenes, 
wohin ſie ihrem Weſen nach gehört. Hat die Prager Stadtgemeinde die 
Art der Straßenbezeichnung feſtgeſtellt, und hat fie angeordnet, daß jede 
dieſer Verfügung widerſtreitende öffentliche Straßenbezeichnung beſeitigt 
werde, ſo iſt dies eine Angelegenheit der Ortspolizei, und kann von einer 
Verletzung des den Staatsbürgern verfaſſungsmäßig gewährleiſteten Rechtes 
ſprachlicher Gleichberechtigung keine Rede fein, wie ſich dies aus nach— 
ſtehenden Beiſpielen ergibt: Würde ein die Ortspolizei ausübendes 
ſtädtiſches Organ einem Hausbeſitzer verordnen, von ſeinem Hauſe eine 
wegen ihres Inhaltes öffentliches Aergerniß erregende Aufſchrift zu ent- 
fernen, ſo könnte doch daraus nicht gefolgert werden, daß damit das 
ſprachliche Recht jener Nation verletzt wurde, in deren Sprache die be— 
anſtändete Aufſchrift verfaßt war. Im vorliegenden Falle kann von einer 
Verletzung ſprachlicher Rechte deshalb keine Rede ſein, weil die Gemeinde, 
indem ſie die Beſeitigung der privaten Aufſchriften verordnete, dies nicht 
etwa that, um die Hausbeſitzer im privaten Gebrauche irgend einer 
Sprache zu beſchränken, ſondern deshalb, weil die privaten Auffchriften 
nicht mit dem übereinſtimmten, was die Gemeinde in dieſer Angelegen— 
heit rechtskräftig angeordnet hat. Auch dann, wenn ein Prager Haus⸗ 
beſitzer an feinem Hauſe eine Straßenbezeichnung in böhmiſcher Sprache 
anbrächte, dieſe aber mit der von der Gemeinde für die betreffende 
Straße beſtimmten Benennung nicht übereinſtimmen würde, wäre die 
Gemeinde berechtigt, eine derartige ungehörige Bezeichnung zu unterſagen, 
und dem betreffenden Hausbeſitzer ſtünde es nicht zu, in dieſer Uuter⸗ 
ſagung eine Verletzung des ihm verfaſſungsmäßig gewährleiſteten Rechtes 
der ſprachlichen Gleichberechtigung zu erblicken. Die Beſchwerde wider 
die den beſchwerdeführenden Prager Hausbeſitzern ertheilte Weiſung zur 
Beſeitigung der an ihren Häuſern angebrachten, dem rechtskräftigen Be⸗ 
ſchluſſe des Stadtverordneten-Collegiums vom 18. April 1894 nicht ent⸗ 
ſprechenden Straßenbezeichuungen, richtet ſich alſo wider eine Verfügung 
der Gemeinde im Bereiche der Ortspolizei, über welche die autonomen 
Behörden zu entſcheiden haben und nicht wider eine Frage der ſprach⸗ 
lichen Gleichberechtigung. 

An das k. k. Reichsgericht hätte die Beſchwerde hinſichtlich der Be- 
rechtigung des principiellen Beſchluſſes des Prager Stadtverordneten 
Collegiums nur dann ergriffen werden können, wenn die Beſchwerdeführer 
ſeinerzeit nicht verſäumt hätten, wider dieſen Beſchluß von den zuläſſigen 
Rechtsmitteln im Wege der autonomen Behörden Gebrauch zu machen. 
Schon aus dieſem Grunde unterliegt der fragliche Beſchluß nicht der 
Ueberprüfung ſeitens des Reichsgerichtes. 

Wollte aber das k. k. Reichsgericht trotz der Rechtskraft des mehr- 
erwähnten Beſchluſſes die Frage erörtern, ob durch denſelben die ſprach⸗ 
lichen Rechte der Beſchwerdeführer verletzt wurden, ſo genügt es, Folgendes 
geltend zu machen: Ebenſo wie jeder einzelne Staatsbürger nach Art. 19 
des citirten Staatsgrundgeſetzes den Schutz feiner Nationalität zu ge- 
nießen hat, ebenſo haben die Gemeinden als moraliſche Perſonen und 
öffentliche Corporationen denfelben Anſpruch, in Angelegenheiten, welche 
nach den ſtaatlichen Einrichtungen ihrem Rechtsgebiete zugewieſen wurden, 
durch ihre Organe jene Sprache zu gebrauchen, welche ihnen die ent— 
ſprechende ſcheint. Die Controle darüber, daß die zur Vertretung der 
Gemeinde berufenen Organe die entſprechende, den Bedürfniſſen der Be— 
völkerung augemeſſene Sprache wählen, führt die Wählerſchaft, welche 
aus ihrer Mitte die Mitglieder in die Gemeindevertretung entſendet. 
Demgemäß gehört die Beſtimmung der Sprache, in welcher eine Ge⸗ 
meinde durch ihre Organe ihre Thätigkeit auszuüben beabſichtigt, dem 
Gebiete der Selbſtverwaltung der Gemeinde an. Die Beſtimmung der 
Namen von Gaſſen, Straßen, Plägen u. dergl. iſt als Angelegenheit der 
Ortspolizei (gemäß des Erkenntnifſes des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 
vom 18. März 1896, Nr. 1212) eine Sache der ſelbſtändigen Willens⸗ 
berhätigung der Gemeinde, und ebenſo wie im Privatverfehre der Wille 
des Einzelnen reſpectirt werden muß, ebenſo muß in dieſem Falle der 
Wille der Gemeinde denſelben Schutz genießen. Hat alſo die Gemeinde 
Prag über die Bezeichnung der Straßen eine beſtimmte Verfügung ge- 
troffen, ſo konnte wohl die Angelegenheit vor den autonomen Behörden 
angefochten werden; keineswegs aber iſt der einzelne Gemeindeangehörige 
berechtigt, daraus, daß die Gemeinde innerhalb des Gebietes ihrer Thätig⸗ 
keit ihre Rechte ausübte, eine Verletzung ſeiner Rechte abzuleiten. 
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Es wird hienach um Abweiſung der Beſchwerde gebeten. 

Bei der mündlichen Verhandlung wurde an den vorſtehend er— 
örterten Ausführungen feſtgehalten und ſeitens des Vertreters des Landes— 
ausſchuſſes des Königreiches Böhmen überdies hervorgehoben, daß das 
Begehren der Beſchwerde nicht auch wider die Eutſcheidung des Landes— 
ausſchuſſes des Königreiches Böhmen gerichtet und deshalb ſchon aus 
dieſem Grunde zur Berückfichtigung nicht geeignet ſei. 

Das k. k. Reichsgericht hat die vorliegende Beſchwerde als zuläſſig 
und auch im weſentlichen als begründet erkannt. 

Was zunächſt die vom Landesausſchuſſe des Königreiches Böhmen 
unter Verweiſung auf die Beſtimmung des § 17 des Geſetzes vom 
18. April 1869, N. G. Bl. Nr. 44, erhobene Einwendung betrifft, daß 
die beſchwerdeführende Partei unterlaſſen habe, die Verfügung des Prager 
Stadtrathes vom 20. April 1894, beziehungsweiſe den derſelben zugrunde 
liegenden Beſchluß des Prager Stadtverordneten-Collegiums im Inſtanzen— 
zuge anzuſechten und ſo zur Austragung im adminiſtrativen Wege zu 
bringen, wornach die vorliegende Beſchwerde ſchon aus dem formalen 
Grunde des Abganges einer bezüglich jenes Beſchluſſes vom 18. April 
1894 ergangenen letztinſtanzlichen adminiſtrativen Entſcheidung zur Ver— 
handlung vor dem k. k. Reichsgerichte nicht geeignet ſei, fo erſcheint dieſe 
Einwendung zur Berückſichtigung nicht geeignet. 

Denn die fragliche Kundmachung ſpricht bezüglich der Bezeichnung 
der Straßen, Gaſſen und Plätze, beziehungsweiſe Anbringung dieſer Be— 
zeichnungen an den Straßen nur eine allgemeine Anordnung aus, 
über deren Beziehung auf die Individualrechte von Einzelperſonen Zweifel 
obwalten konnten. Es konnte ſchon gegen dieſe allgemeine Anordnung, 
es mußte aber nicht ſchon gegen dieſelbe Beſchwerde geführt werden. 
5 Es lag daher zur Anfechtung des Beſchluſſes vom 18. April 1894 
ein zwingender Grund erſt dann vor, als erkennbar wurde, daß durch 
denſelben auch auf den Einzelnen ein Zwang ausgeübt werden ſoll. Dies⸗ 
bezüglich erſcheinen alſo erſt der Beſchluß des Stadtverordneten-Collegiums 
vom 26. Auguſt 1896, beziehungsweiſe die Weiſung zur Beſeitigung der 
von einzelnen Hansbefitzern an ihren Häuſern angebrachten Straßentafeln 
maßgebend, wobei hervorgehoben wird, daß nach dem bei der Verhand- 
lung erörterten Inhalte der diesbezüglichen Verlautbarungen, mit der 
Weiſung zur Entfernung der angebrachten Straßentafeln auch das Verbot 
verbunden wurde, in Hinkunft eine Gaſſentafel oder eine andere Be 
zeichnung des Namens der Gaſſe anzubringen oder anbringen zu laſſen. 

Daß aber diesbezüglich die Anfechtung nicht rechtzeitig erfolgt wäre, 
wurde gar nicht eingewendet. 

Durch das eben Geſagte erſcheint auch die Einwendung, es ſei die 
angefochtene Verfügung vom 18., beziehungsweiſe 20. April 1894 den 
Beſchwerdeführern gegenüber unanfechtbar geworden, widerlegt. 

g Belangend ferner die Beſtreitung der Legitimation des deutſchen 
Vereines für ſtädtiſche Angelegenheiten in Prag zur vorliegenden Be— 
ſchwerde, iſt auch dieſe auf den Umſtand, daß dieſer Verein nicht Stener- 
träger iſt, geſtützte Beſtreitung nicht begründet, da der Art. 19 des Ge— 
6 10 = ber 1867, R. G. Bl. Nr. 142, über die allgemeinen 
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leichberechtigung nicht an die Bedingung der Steuerzahlung knüpft. 

4 Da ferner auch Vereine Träger von durch die Verfaſſung gewähr⸗ 
leiſteten politiſchen Rechten fein können und fpeciell der in Rede ſtehende 
Verein nach ſeinem ſchon aus dem Namen erſichtlichen Zwecke zur 
Wahrung des Rechtes der deutſchen Bewohnerſchaft Prags auf sprachliche 
Gleichberechtigung berufen erſcheint, ſo iſt die Legitimation desſelben zur 
Erhebung der vorliegenden Beſchwerden anzuerkennen. 

Uebergehend zur meritoriſchen Seite der zu entſcheidenden Frage, 
ſo muß vor allem conſtatirt werden, daß vom k. k. Reichsgerichte nach 
dem Inhalte der Beſchwerde nicht zu prüfen oder zu eutſcheiden iſt, ob 
die Stadtgemeinde Prag berechtigt iſt, ihrerſeits die Gaſſen, Straßen 
und Plätze in Prag blos in böhmiſcher Sprache zu bezeichnen, ſowie 
auch Abänderungen alter Bezeichnungen, beziehungsweiſe Straßennamen 
vorzunehmen, 

daß vielmehr das k. k. Reichsgericht nur darüber zu entſcheiden 
hat, ob die einzelnen Staatsbürger (beziehungsweiſe Vereine und Corpo⸗ 
rationen) berechtigt ſind, ſich bei der Bezeichnung der Prager Gaſſen, 
Straßen und Plätze ihrer nationalen Sprache zu bedienen und ob ſie in 
dieſem Rechte von der Stadtgemeinde verletzt wurden. 
hie Es unterliegt nun nach der Sachlage keinem Zweifel, daß es ſich 
0 kliegend um den Gebrauch der deutſchen Sprache handelt. Daß die 
eutſche Sprache in Prag landesüblich iſt, bedarf als notoriſch keines 
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ſchluſſes vom 18. April 1894 nicht blos in böhmiſcher, ſondern auch in 
deutſcher Sprache erfolgt iſt. 

Es kaun nun bei der klaren Beſtimmung des Art. 19 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, den Ange⸗ 
hörigen des deutſchen Volksſtammes nicht verwehrt werden, ſich in der 
Oeffentlichkeit auch der deutſchen Sprache zur Bezeichnung der Prager 
Straßen, Gaſſen und Plätze zu bedienen. 

Allerdings müſſen ſie ſich hiebei an die von der Stadtgemeinde 
beſtimmten Namen halten und dürfen ſie nicht etwa auf durch Namensände 
rungen außer Gebrauch geſetzte alte Straßennamen zurückgreifen, aber an dem 
Gebrauche der deutſchen Sprache bei ortsüblichen Straßenbezeichnungen 
inſoweit dies möglich iſt — dürfen ſie von der Prager Stadtgemeinde 
nicht gehindert werden, zumal die diesfällige Anſchauung der Stadtver 
tretung, daß alle Straßennamen Eigennamen und als ſolche unüberſetzbar 
ſind, eine gewiß unrichtige iſt. 

Es kann zugegeben werden, daß einzelne dieſer Bezeichnungen 
3. B. Borsov) unüberſetzbar ſind gewiß aber find nicht blos die in die 
einzelnen Namen aufgenommenen Bezeichnungen: ulice, trida, namesti 
u. dergl. keine Eigennamen und in jede Sprache überſetzbar, ſondern es 
laſſen auch ſolche Bezeichnungen eine jedes Mißverſtändniß ausjchliegende, 
ſprachlich richtige Ueberſetzung zu, welche Eigenſchaften oder Perſonen. 
namen u. dergl. enthalten, als dlouha trida, Karlovo nämesti u. dergl. 

Es darf daher der deutſchen Bewohnerſchaft das verfaſſungsmäßig 
gewährleiſtete Recht des Gebrauches der deutſchen Sprache in der Oeffent 
lichkeit auch bezüglich der Prager Straßennamen nicht geſchmälert und 
ihr daher nicht verwehrt werden, ſich zur Bezeichnung der Prager Häuſer 
in der Oeffentlichkeit überall dort, wo ſie es in ihrem Intereſſe geboten 
erachtet, alſo in Eingaben an Behörden jeder Art, auf Firmentafeln, 
zur näheren Bezeichnung des eigenen Hauſes u. dergl. deutſcher Straßen— 
namen zu bedienen. 

Dagegen vermag in dem Verbote der Anbringung von Straßen. 
tafeln im eigentlichen — techniſchen — Sinne, beziehungsweiſe der Weiſung 
zur Entfernung der von Privaten angebrachten Straßentafeln eine Ver— 
letzung des im citirten Art. 19 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867 gewährleiſteten politiſchen Rechtes ſprachlicher Gleichberechtigung 
nicht erkannt werden, weil die Anbringung von Straßentafeln in den 
ſelbſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde bei Ausübung der Straßen 
polizei ſällt, die Prager Stadtgemeinde daher vollkommen berechtigt war, 
im Abf. 6, Al. 3 des Beſchluſſes vom 20., reſpective 18. April 1894 
auszuſprechen, daß die Bezeichnung der Gaſſen u. ſ. w. mittelſt Straßen: 
tafeln ausſchließlich von der Gemeinde ſelbſt durchgeführt werden wird, 

Hienach iſt dem geſtellten Begehren nur mit der aus dem Euun 
ciate erſichtlichen Einſchränkung ſtattzugeben, wobei ſchließlich bemerkt 
wird, daß es der ſpeciellen Anfechtung auch der Eutſcheidung des königl. 
böhmiſchen Landesausſchuſſes nicht bedurfte, ſobald der durch dieſelbe auf 
recht erhaltene Beſchluß in Beſchwerde gezogen wurde. 

(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 10. Jänner 1898, Z. 427 ex 1897.) 


Die Beſtimmung des § 10 des Geſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. 

Nr. 222, findet nur auf jene Staatsdiener Auwendung, welche ihr 

Amt in der betreffenden Gemeinde infolge Ernennung oder Ver⸗ 
ſetzung während der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes neu antreten. 

Der am 20. November 1896 zum k. k. Briefträger in J. in de 
finitiver Eigenſchaft ernannte B. S. aus P. beauſpruchte auf Grund des 
§ 10 des Geſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222, das 
Heimatsrecht in J. als feinen Amteſitze. Ueber dieſes Anſuchen entſchied 
die k. k. Bezirkshauptmaunſchaft in L. im Einvernehmen mit dem Stadt— 
magiſtrate J. mit Erkenntniß vom 4. Mai 1897, Z. 4182, daß die be 
zogene Geſetzesbeſtimmung ſich nur auf ſolche Staatsdiener beziehe, welche 
nach dem Inkrafttreten des Gefetzes ein Amt neu autreten und nicht 
auch auf diejenigen, welche eine der in dem bezogenen Paragraphen er 
wähnten Stellungen bereits früher angetreten hatten. Dabei wurde auch 
auf § 49 des Geſetzes vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, hin 
gewieſen, nach welchem Heimatrechte, welche am Tage der beginnenden 
Wirkſamkeit dieſes letzteren Geſetzes bereits erworben waren, ſolange in 
Kraft bleiben, bis fie nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes verloren 
gehen. B. S. ſei demnach auch gegenwärtig noch in P. zuſtändig. 

Die k. k. Statthalterei in J. ſchloß ſich dieſer Anſicht nicht an 
und erkannte mit Erlaß vom 4. Auguſt 1897, Z. 26.182, daß S. in 
J. heimatberechtigt ſei, weil das Geſetz die Rechtsfolge der Erlangung 
des Heimatrechtes au den thatſächlichen Antritt eines Staatsdienſtes, 


gleichviel ob dieſer Antritt vor der Wirkſamkeit des Geſetzes von 5. De: 
cember 1896 oder erſt nachher ſtattgeſunden hat, knüpft und weil die 
in der angefochtenen Entſcheidung ausgeſprochene Anſicht, daß ein definitiv 
augeſtellter Staatsdiener auf Grund des bezogenen Geſetzes das Heimat— 
recht iu einer Gemeinde nur dann erwerbe, wenn derſelbe infolge Er— 
neunung oder Verſetzung während der Wirkſamkeit des citirten Geſetzes 
den Dienſt in der betreffenden Gemeinde antritt, weder in dem Wort— 
laute, noch in dem Geiſte des Geſetzes begründet iſt. 

Mit dem Erlaſſe vom 1. October 1897, Z. 29.924, fand das 
k. k. Miniſterium des Innern die Statthalterei-Entſcheidung zu beheben 
und die Entſcheiduug I. Juſtanz wieder in Kraft zu ſetzen, und zwar in 
der Erwägung, daß die gedachte Geſetzesbeſtimmung, welche von den früher 
geltenden gefeglichen Vorſchriften abweichende Normen enthält, das Verhältniß 
in Bezug auf die Erwerbung des Heimatrechtes der bezeichneten Perſonen 
lediglich pro futuro regelt und ſchon nach dem allgemeinen Grundſatze, 
daß Geſetze nicht zurückwirlen, im gegebenen Falle aber auch im Sinne 
der Beſtimmungen des § 49 des Heimatgeſetzes vom Jahre 1863 das 
Heimatrecht der bereits vor der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 5. De— 
cember 1896 Angeſtellten in keiner Weiſe berühren kann.“) Z. 


Notiz. 


(Behandlung Strafunmündiger und verwahrloster Jugend⸗ 
licher.) Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 7. Februar 1898, 
Z. 200, über die Behandlung Strafunmündiger und verwahrloster Jugendlicher 
im Einrernehmen mit dem Juſtizminiſterium die Durchführung nachſtehender 
Grundſätze angeordnet: 

J. Liegt gegen einen Strafunmündigen der Verdacht der Begehung einer 
ſtrafbaren Handlung vor, welche nur nach § 273 St. G. zu ahnden iſt, jo hat 
die Sicherheitsbehorde ohne vorherige Anzeige an das Gericht ſofort in eigenem 
Wirkungskreiſe vorzugehen. Eine vorherige Abtretung an das Gericht oder die 
Staatsanwaltſchaft hat nur zu erfolgen, wenn ein Zweifel über eine allenfalls 
verbrecheriſche Qualification der That auftauchen kann. Zweifel über das Alter 
des Unmündigen ſind von der Sicherheitsbehörde ſelbſt klarzuſtellen. 

2. Wenn auch in Fällen des 8 273 St. G. der Sicherheitsbehörde die 
Verfügung der Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt unter den im zweiten Abſatze 
des 8 8 Geſetz vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, aufgeführten Bedingungen 
zuſteht, ſo empfiehlt es ſich doch aus ſachlichen Gründen, in der Regel vorher 
nach Analogie des S 16 des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 90, ſich 
mit der Pflegſchaftsbehörde ins Einvernehmen zu ſetzen. 


Perſoualien. 


Se. Majeſtät haben den Geh. Rath Euſtachius Fürſten Sanguszko vom 
Amte des Statthalters in Galizien enthoben und demſelben die allerhochſte An⸗ 
erkennung bekannt geben laſſen. 

Se. Majeſtät haben den Gutsbeſitzer und Univerſitäts⸗Profeſſor Dr. Leo 
Grafen Piniuski unter gleichzeitiger taxfreier Verleihung der Würde eines 
Geh. Rathes zum Statthalter in Galizien ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Hofrathe des Oberſten Rechnungshofes Anton 
1 anläßlich deſſen Penſionirung tarfrei das Ritterkreuz des Leopold-Ordens 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Ceremoniell-Director Heinrich Ritter Loeben— 
ſtein v. Aigenhorſt, fowie den Regierungsrath und Kanzleidirector der 
General⸗Intendanz der Hoftheater Dr. Eduard Wlaſſak zu Hofräthen, ferner 
den Hofſecretär Max Ritter Imhof v. Geißlinghof zum Regierungsrathe 
und den Hofconcipiſten J. Claſſe Dr. Guſtab Breitenfeld zum Hofſecretär im 
Oberſthofmeiſteramte, dann den Hofwirthſchaftsrath Fz. Edlen v. Worlitzky 
zum Hofwirthſchafts-Director ernannt. A 

Se. Maſeſtät haben dem Sectionsrathe im Ackerbauminiſterium Alfons 
Freiherren Weiß v. Starkenfels taxfrei den Orden der eiſernen Krone 
III. Claſſe verliehen. * 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Dr. Joh. Majo ni in Innsbruck 
den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe tarfrei und dem Bezirkshauptmanne 
Matthäus Daum in Imſt das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens verliehen. 

) Die in obiger Miniſterial⸗Entſcheidung zum Ausdrucke gelangte Rechts— 
anſchauung ſcheint nicht im Einklange mit den Intentionen des Reichsrathes bei 
Schaffung der Heimatgeſetz-Novelle zu ſtehen. Anläßlich der Berathung des S 10 
dieſer Novelle im Abgeordnetenhauſe des Reichsrathes wies nämlich ein Abge⸗ 
ordneter aus der Wählercurie der Städte und Märkte darauf hin, daß durch dieſe 
Beſtimmung die Städte und Märkte bedeutend belaſtet würden, weil mit dieſem 
Geſetze vom erſten Tage ſeiner Wirkſamkeit an alle in den Städten 
und Märkten bei den Aemtern angeſtellten Diener, welche bisher größten: 
theils in den Gemeinden des flachen Landes zuſtändig waren, daſelbſt heimat⸗ 
berechtigt werden. Der Referent des Ausſchuffes trat dieſer Anſicht nicht entgegen, 
führte aber aus, daß die Verhältniſſe der Diener es geradezu erfordern, daß eine 
Aenderung des bisher geltenden Geſetzes zu ihren Gunſten ſtattfinde. (Stenogr. 
Sitzungsprotokoll des Abgeordnetenhauſes.) 


Se. Majeſtäl haben dem mit Titel und Charakter eines Hof- und Miniſterial⸗ 
Secretärs bekleideten, im Miniſterium des Aeußern in Verwendung ſteheuden 
J. Dr. Konrad Ritter v. Zdekauer anläßlich deſſen Penſionirung den Titel 
eines Sectionsrathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Statthalterei⸗Secretär Joſef Grioni und dem 
Bezirks⸗Obercommiffär der Statthalterei in Zara Leop. Golf den Titel und 
Charakter eines Bezirkshauptmannes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirksſecretär Karl Hlava in Brünn das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Erſte Oberſthofmeiſter hat die Wirthſchafts-Adjuncten Karl Prileszky 
v. Priles de eadem et de genere Divef zu Hofwirthſchafts⸗Secretären 
und den Hofcommiſſär II. Claſſe Joſef Renglovies zum Hofwirthſchafts-Official 
ernannt. 

Der Erſte Oberſthofmeiſter hat die Rechnungsräthe Hoch. Ritter Peithner 
v. Lichtenfels, Karl Knajpp und Guſtav Vetter zu Oberrechnungsräthen, 
den Rechnungsrevidenten Andreas Neidhardt zum Rechnungsrathe und den 
Rechnungsaſſiſtenten Ewald Eiſenmenger zum Rechnungs-Official ernannt. 

Der Erſte Oberſthofmeiſter hat die Hofconcipiſten II. Claſſe Aladar Sze⸗ 
gedy⸗Maszaäk de Peſt und Eduard Freiherrn v. Päumann zu Hofconcipiſten 
J. Claſſe, den Hofceremontell⸗Concipiſten II. Claſſe Wilh. Nepallek zum Hof 
ceremoniell-Concipiſten J. Claſſe und den Hofwirthſchafts-Aſſiſtenten Dr. Eugen 
Kromar zu Hofconcepts-Adjuncten im Oberſthofmeiſteramte ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Fdch. Georg Bartlett 
zum k. u. k. Conſularagenten in Dartmouth genehmigt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Officiale Wilh. Krombholz u. Joh. Bittner zu Hilfsämterdirections-Adjuncten 
im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Joſef Ellescaſes zum 
Rechnungsrakhe der Finanz⸗Landesdirection für Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuereinnehmer Emanuel Hoffmann und 
Richard Roſſipaul zu Hauptſteuereinnehmern der Finanz, Landesdirection in 
Troppau ernannt. 8 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Karl Ritter Moſer von 
Moosbruch zum Oberrechnungsrathe und den Hauptcaſſier der Staatsſchulden⸗ 
caſſe Paul Welzl v. Wellenheim zum Rechnungsrathe im Finanzminiſterium 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Kanzleiofficiale Adalbert Kautsky, Auton 
Winkler und Jacob Marr zu Hilfsämter-Directionsadjuncten im Finanz⸗ 
miniſterium ernannt. 5 N , A 

Der Finanzminiſter hat den Commiſſär der Generaldirection der Tabak 
regie Dr. Erwin Preiß zum Secretär ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Leopold Rotter zum 
Rechnungsrathe der Finanz⸗Landesdirection in Brünn ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Kanzliſten der Forſt⸗ und Domänendirection 
in Gmunden Joſef Kehrer zum Kanzleiofficial extra statum ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt- und Domänenverwalter Matthäus 
eh in Idria zum Forſtmeiſter ernannt. 3 a 

Der Ackerbauminiſter hat den Miniſterialconcipiſten Rudolf Dore zum 
Miniſterial⸗Viceſecretär ernannt. 4 

Der Ackerbauminiſter hat die Bezirkscommiſſäre Dr. Rudolf Miltner 
und Dr. Stanisl. Ritter v. Baldwin-Ramult, dann den Adminiſtrations⸗ 
Adjuncten der Staats⸗ und Fondsgüterverwaltung in Wien Dr. Angelo Ritter 
v. Rinaldini zum Miniſterialconcipjſten im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt-Inſpectionscommiſſär Franz Donner 
zum Oberforſteommiſſär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtpraktikanten Stefan Ritter v. Kro— 
kowski zum Forſtinſpections⸗Adjuncten ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpections⸗Commiſſär Karl Schwabe 
zum Oberforſt⸗Commiſſär ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Praktikanten an der 
k. k. Univerſitätsbibliothek in Krakau Dr. Felix Koneczny zum Amannenſis 
daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat an der k. k. Univerſitäts⸗ 
Bibliothek in Wien die Scriptoren Dr. Albert Geßmann und! Dr. Fz. Si⸗ 
monie zu Cuſtoden, den Amanuenſis Dr. Joſef Donabaum zum Scriptor 
und den Praktikanten Dr. Michael Holzmann zum Amanuenſis ernannt. 


Erledigungen. 


1 Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der Direction der Staals— 
ſchuld in Wien bis 15. Mai. (Amtsblatt Nr. 72.) 

Proviſoriſche ärztl. Inſpectorsſtelle bei der n. ö. Landesfindel⸗ 
anſtalt mit der IX. Rangsclaſſe, einem Jahresgehalte von 1600 fl., Quinquennal⸗ 
zulagen und 500 fl. Ouartiergeld bis Ende Mal. (Amtsblatt Nr. 72.) 

2Rechnungsrevidenteuſtellen der IX. Rangsclaſſe, event. Rechnungs⸗ 
officialsſtellen in der X. und Rechnungsaſſiſtentenſtellen in der XI. Raugs⸗ 
claſſe bei der galiziſchen Statthalterei bis 15. April. (Amtsblatt Nr. 72.) 

Stadtrath-Commiſſärs ſtelle mit 1400 fl. Jahresgehalt und fünf 
Quinquennaleulagen à 150 fl. beim Stadtrathe in Marburg bis Ende Mai. 
(Amtsblatt Nr. 75.) 


r Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift fat 
den Erkeuutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 27 und 28 der Erkenutniffe 1897. 
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